
Nicht amtliche Lesefassung 

 Stand: 01.03.2007 
 

S A T Z U N G  
 

der Servicebetriebe Neuwied -Anstalt des öffentlichen Rechts- (SBN)  
über die Erhebung von einmaligen Beiträgen  

für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung in der Stadt Neuwied  
vom 17. Dezember 2003 

-Entwässerungsbeitragssatzung- 
 

 
Der Stadtrat hat auf Grund  
 
des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) 
vom 31. Januar 1994 (GVBI. Seite 153) 
 

der §§ 2, 7, 13 des Kommunalabgabengesetzes für Rheinland-Pfalz (KAG) 
vom 20. Juni 1995 (GVBI. Seite 175) 
 
der Satzung für die Servicebetriebe Neuwied, Anstalt des öffentlichen  
Rechts der Stadt Neuwied, vom 19. Sept. 2003 
 
alle jeweils in ihrer gültigen Fassung 
folgende Satzung beschlossen, die hiermit öffentlich bekannt gemacht wird: 
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§ 14 Inkrafttreten              10 
 
 
I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
 
 

§ 1 
Abgabearten 

 
(1) Die SBN betreiben in Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht die 
 Abwasserbeseitigung als öffentliche Einrichtung zur 
 
 1. Schmutzwasserbeseitigung 
  
 2. Niederschlagswasserbeseitigung 
 
 
(2) Die SBN erheben: 
 

1. Einmalige Beiträge zur Deckung von Investitionsaufwendungen für die erstmalige 
Herstellung nach § 2 dieser Satzung. 

 

2. Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse nach § 12 dieser Satzung. 
 
(3) Bei Einrichtungen/Anlagen der Abwasserbeseitigung, die sowohl der Schmutzwasser- 

als auch der Niederschlagswasserbeseitigung dienen, werden die Investitions- 
aufwendungen sowie die investitionsabhängigen und sonstige Kosten nach den 
Bestimmungen der Anlage 1 dieser Satzung funktionsbezogen aufgeteilt. 

 
 
 
II. Abschnitt: Einmaliger Beitrag 
 
 

§ 2 
Beitragsfähige Aufwendungen 

 
(1) Die SBN erheben einmalige Beiträge für die auf das Schmutz- und 

Niederschlagswasser entfallenden Investitionsaufwendungen für die erstmalige 
Herstellung, soweit diese nicht bereits durch Zuschüsse, Zuwendungen oder auf 
andere Weise gedeckt sind. 
 

(2) Bei der Erhebung von einmaligen Beiträgen sind beitragsfähig: 
 

1. Die Aufwendungen für die Straßenleitungen (Flächenkanalisation) und die 
Grundstücksanschlüsse im öffentlichen Verkehrsraum. 

 
2. Die Aufwendungen für sonstige der öffentlichen Abwasserbeseitigung dienende 

Anlagen wie z.B. Versickerungsanlagen, Gräben, Mulden, Rigolen. 
 

 Für die übrigen entgeltsfähigen Aufwendungen (Klärwerke, Regenentlastungen etc) 
 werden keine einmaligen Beiträge erhoben. 
 
 
 
 



Seite: 3  Entwässerungsbeitragssatzung 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke für die die rechtliche und tatsächliche 

Möglichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung 
oder -anlage oder nutzbarer Teile hiervon besteht und 

 
a) für die eine bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung festgesetzt und eine 

entsprechende Nutzung zulässig ist, oder 
 
b) die, soweit eine bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung nicht festgesetzt ist, 

nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen oder gewerblich oder in 
sonstiger Weise genutzt werden können. 

 
(2) Werden Grundstücke an eine öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen, 

so unterliegen sie auch der Beitragspflicht, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt sind. Dies gilt nicht für Grundstücke, für die nach Bundesfernstraßengesetz 
oder Landesstraßengesetz die Nutzung als Verkehrsanlage festgesetzt ist, soweit für 
diese Grundstücke kostendeckende Entgelte an den Einrichtungsträger entrichtet 
werden und diese Verpflichtung vertraglich abgesichert ist. 

 
(3) Werden Grundstücke nach der Entstehung einmaliger Beiträge durch weitere 

selbständig nutzbare Einrichtungsteile erschlossen und entsteht dadurch für baulich 
nutzbare Grundstücksteile ein weiterer Vorteil, sind diese Grundstücksteile 
beitragspflichtig, soweit sie nicht bereits zu einmaligen Beiträgen herangezogen 
wurden. 

 
(4) Werden nachträglich Grundstücke gebildet oder wird nachträglich die Möglichkeit 

geschaffen sie anzuschließen, entsteht damit der Beitragsanspruch. 
 
(5) Werden Grundstücksteile nach der Entstehung der Beitragspflicht erstmals baulich 

nutzbar und entsteht hierdurch ein Vorteil, sind diese Grundstücksteile beitragspflichtig. 
 
(6) Mehrere nebeneinander liegende Grundstücke werden für die Festsetzung von 

Beiträgen als einheitliches Grundstück behandelt, wenn sie im Zusammenhang bebaut 
sind oder genutzt werden oder sie zur gemeinsamen Bebauung oder Nutzung 
vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Grundstücke mit Garagen, Stellplätzen, 
Gärten und Zufahrten. 

 
 

§ 4 
Ermittlungsgrundsätze und Ermittlungsgebiet 

 
Die Beitragssätze für das Schmutz- und Niederschlagswasser werden als 
Durchschnittssätze aus den Investitionsaufwendungen nach § 2 Abs. 2 dieser Satzung eines 
repräsentativen Teils ( hier: Altwied, Feldkirchen, Engers und Gladbach ) der Einrichtung 
ermittelt. 
Das Ermittlungsgebiet für die Berechnung der Beitragssätze für die erste Herstellung 
bilden alle Grundstücke und Betriebe, für die die SBN die Abwasserbeseitigung im 
Rahmen der ersten Herstellung betreiben und nach ihrer Planung in Zukunft 
betreiben werden. 
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§ 5 
Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 

 
(1) Der einmalige Beitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die mögliche 

Nutzung berücksichtigenden Maßstab berechnet. 
 
(2) Maßstab für die Schmutzwasserbeseitigung ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen 

für Vollgeschosse. 
Der Zuschlag je Vollgeschoß beträgt 20 v.H.; für die ersten zwei Vollgeschosse 
beträgt der Zuschlag einheitlich 40 v.H.. 

 
(3) Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt: 

 
1. In beplanten Gebieten die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen baulichen  

Nutzung zugrunde zu legen ist. 
 

2. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser 
maßgebend. 

 
3. Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Festsetzungen, sieht er eine  

andere als die bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung vor oder liegen  
Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), 

 sind zu berücksichtigen: 
 

a) Bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von 
dieser bis zu einer Tiefe von 40 m. 

 
b) Bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber 

durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang, der durch Baulast oder 
dingliches Recht gesichert ist, verbunden sind, die Fläche zu der 
Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 40 m. 
Die tiefenmäßige Begrenzung wird vom Ende der Zufahrt oder des Zuganges 
aus gemessen. 

 
Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der tiefenmäßigen Begrenzung unberücksichtigt. 

 
4. Bei Grundstücken, die über die Begrenzung nach Nr.1 - 3 hinausgehen, zusätzlich 

die Grundflächen der hinter der Begrenzung an die Abwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch den Faktor 0,4. 
Soweit die so ermittelte Grundstücksfläche größer als die tatsächliche Grundstücks- 
fläche ist, wird die tatsächliche Grundstücksfläche zugrunde gelegt. 

 
5. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB 

liegen, werden zur Ermittlung der Grundstücksfläche die Vorschriften entsprechend 
angewandt, wie sie bestehen für 
 
a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen 

über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 
 

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß enthält. 
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6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Freibad festgesetzt ist, 
oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 
oder im Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2, 

 

7. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Festplatz 
oder Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die 
Grundstücksfläche multipliziert mit 0,1. 

 

8. Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung ei- 
eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfall- 
deponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung bezieht. 

 

9. Bei den übrigen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), die 
Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulich- 
keiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. Soweit die so ermittelte Grundstücks- 
fläche größer als die tatsächliche Grundstücksfläche ist, wird die tatsächliche 
Grundstücksfläche zugrunde gelegt. 

 
(4) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt: 
 

1. Die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse wird 
zugrundegelegt. 

 
2. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser 

maßgebend. 
 

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, dafür 
aber die Höhe der baulichen Anlage in Form der Trauf - oder Firsthöhe, so gilt die 
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. 
 
Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der 
Bebauungsplan keine anderen Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe der Schnitt- 
punkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in 
der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder  
abgerundet. 
 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Baumassenzahl noch die Trauf- bzw. Firsthöhe bestimmt 
ist, gilt 
 

  a)  die Zahl der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese Grundstücke 
erfolgt sind, die dort festgesetzte oder nach Nr. 3 berechneten Vollgeschosse, 

 

 b)  bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei VoIlge- 
schossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder  
industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 

 

Bei Grundstücken, die gewerblich und oder industriell genutzt werden, ist die tat- 
sächliche Traufhöhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze 
Zahlen auf- oder abzurunden sind, wenn die sich ergebende Zahl größer ist als die- 
jenige nach Buchstabe a.). Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der 
Gebäudemitte zu messen. 
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5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder 
die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. 
Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird abweichend von 
Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoß angesetzt. 

 

6. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, 
gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, 
abweichend von Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoß. 

 

7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB 
liegen, werden zur Ermittlung der Vollgeschosse die Vorschriften entsprechend an- 
gewandt, wie sie bestehen für 

 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen 
über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

 

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß enthält. 

 

8. Für Grundstücke im Außenbereich gilt: 
 

a) Liegt ein Grundstück im Außenbereich, bestimmt sich die Zahl der Vollgeschos- 
se nach der genehmigten oder bei nicht genehmigten aber geduldeten Bauwer- 
ken nach der tatsächlichen Bebauung. 

 

b) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststel- 
lungsbeschluß eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen 
ist, wird, bezogen auf die Fläche nach Abs.3 Nr. 9, abweichend von Abs. 2  
Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoß angesetzt. 

 

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden 
Vollgeschosse gilt, wenn auf Grund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl 
der Vollgeschosse nach den vorstehenden Regelungen überschritten werden. 

 
 

§ 6 
Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 
(1) Der Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung ist die gewichtete Grund- 

stücksfläche. Zu ihrer Ermittlung wird die nach § 5 Abs. 3 Ziffer 1, 2, 3, 5, und 6 dieser 
Satzung ermittelte Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl nach Absatz 2 oder den 
Werten nach Absatz 3 vervielfacht. Abweichend hiervon gilt bei Grundstücken, für die 
nach Bundesfernstraßengesetz oder Landesstraßengesetz die Nutzung als Verkehrs- 
anlage festgesetzt ist, die innerhalb der Ortsdurchfahrten liegende Verkehrsfläche. 

 
(2) Als Grundflächenzahl werden angesetzt: 
 

1. Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt die darin festgesetzte höchstzulässige 
Grundflächenzahl. 

 
2. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser 

maßgebend. 
 
 
 
 
 
3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan keine 
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Grundflächenzahlen festgesetzt sind und die befestigbare Grundstücksfläche auch 
nicht aus anderen Festsetzungen des Bebauungsplanes ermittelt werden kann, 
gelten die folgenden Werte: 
a) Kleinsiedlungsgebiete (§ 2 BauNVO)      0,2 
 

b) Wochenendhaus-, Ferienhaus- und Campingplatz- 
gebiete (§ 1O BauNVO)       0,2 

 

c) Gewerbe- und Industriegebiete (§§ 8 u. 9 BauNVO)   0,8 
 

d) Sondergebiete (§ 11 BauNVO)      0,8 
 

e) Kerngebiete (§ 7 BauNVO)       1,0 
 

f) sonstige Baugebiete und nicht einer Baugebietsart 
zurechenbare Gebiete (sog. diffus bebaute Gebiete)   0,4 

 

(3) Abweichend von Absatz 2 gelten für die nachstehenden Grundstücksnutzungen folgen- 
de Werte: 

 

1. Sportplatzanlagen 
a) ohne Tribüne         0,1 

 

b) mit Tribüne          0,5 
 

2. Freizeitanlagen, Campingplätze und Festplätze 
 

a) mit Grünanlagencharakter       0,1 
 

b) mit umfangreichen baulichen Anlagen und 
Befestigungen (z.B. Pflasterung, Asphaltierung, 
Rollschuhbahn         0,8. 

 

3. Friedhöfe           0,1 
 

4. Befestigte Stellplätze und Garagen      0,9 
 

5. Gewerbliche und industrielle Lager- und Ausstellungsflächen 
mit umfangreichen baulichen Anlagen und Befestigungen 
(z.B. Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe)   0,8 

 

6. Gärtnereien und Baumschulen 
a) Freiflächen          0,1 

 

b) Gewächshausflächen        0,8 
 

7. Kasernen           0,6 
 

8. Bahnhofsgelände         0,8 
 

9. Kleingärten           0,1 
 

1O. Freibäder           0,2 
 

11. Verkehrsflächen          0,9 
 
(4) Bebaute und/oder befestigte und angeschlossene Flächen außerhalb der tiefenmäßigen 

Begrenzung nach § 5 Abs. 3 Ziffer 3 werden zusätzlich berücksichtigt. 
 
 
 
 
(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB lie- 
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gen, werden zur Ermittlung der befestigbaren Grundstücksfläche die Vorschriften ent- 
sprechend angewandt, wie sie bestehen für 
a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen 

über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 
 

b) die unbebauten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß enthält; Absatz 3 Nr. 3 und Absatz 4 sind entsprechend 
anwendbar. 

 
(6) Ist die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche größer als die nach den vorstehenden 

Absätzen 1 bis 5 ermittelte Grundstücksfläche, so wird ein um 0,1 oder ein Mehrfaches 
davon erhöhter Wert in solcher Höhe angesetzt, dass die mit diesem Wert vervielfachte 
Grundstücksfläche mindestens ebenso groß wie die tatsächlich bebaute und befestigte 
Fläche ist. Ergibt sich eine Erhöhung des Wertes für die Mehrzahl der Grundstücke in 
der näheren Umgebung, so gilt die Erhöhung für alle Grundstücke, insbesondere auch 
für unbebaute. 

 
(7) Ist das Einleiten von Niederschlagswasser durch den Einrichtungsträger oder mit dessen 

Zustimmung teilweise ausgeschlossen, wird die Abflussfläche entsprechend verringert. 
 
(8) Bei angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird die tatsächlich 

überbaute und befestigte Fläche zugrunde gelegt. 
 
 

§ 7 
Entstehung des Beitragsanspruches 

 
Der Beitragsanspruch entsteht, sobald die Einrichtung oder Anlage vom Beitragsschuldner in 
Anspruch genommen werden kann. Die Vorschriften des § 3 Abs. 2 bis 5 bleiben unberührt. 

 
 

§ 8 
Beitragssätze(1) 

 
(1) Der Beitragssatz für das Schmutzwasser beträgt 1,74 EUR je qm gewichtete Grund- 

stücksfläche. 
 
(2) Der Beitragssatz für das Niederschlagswasser beträgt 4,81 EUR je qm der mit dem Ab- 

flußbeiwert vervielfachten Grundstücksfläche. 
 
 

§ 9 
Vorausleistungen 

 
(1) Ab Beginn einer Maßnahme können von den SBN Vorausleistungen bis zur Höhe des 

voraussichtlichen Beitrages erhoben werden. 
 
(2) Vorausleistungen können auch in mehreren Raten oder für die in § 7 Abs. 2 genannten 

Teile der Einrichtung oder Anlage verlangt werden. 
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§ 10 
Ablösung 

 
Vor Entstehung des Beitragsanspruches kann die Ablösung des einmaligen Beitrages verein- 
bart werden. Der zum Zeitpunkt der Ablösung geltende Beitragssatz wird der Ablösung 
zugrunde gelegt. 
 
 

§ 11 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü- 
mer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes oder Gewerbetreibender auf dem 
Grundstück ist. 
Mehrere Entgeltsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Entgelts- 
schuldner. 
 
 

§ 12 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Die einmaligen Beiträge und Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen Bescheid 
festgesetzt und 3 Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 
 
 
III. Abschnitt: Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse 
 
 

§ 13 
Aufwendungsersatz für Grundstückshausanschlüsse 

 
(1) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung von Grundstücksanschluss- 

leitungen, soweit sie innerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes verlegt werden, sind die 
Aufwendungen in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung zusätzlicher 

Grundstücksanschlussleitungen, soweit sie innerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes 
verlegt werden, sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 

 
(3) Aufwendungen für Änderungs- und Unterhaltungsmaßnahmen an Grundstücksan- 

schlüssen, die von dem Grundstückseigentümer, den dinglich Nutzungsberechtigten oder 
dem auf dem Grundstück Gewerbetreibenden verursacht wurden, sind in der tatsächlich 
entstandenen Höhe zu erstatten. 

 
(4) Erstattungspflichtig ist, wer bei der Fertigstellung, Erneuerung, Änderung oder 

Unterhaltung Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstücks ist. 
 
(5) Vor Durchführung der Maßnahme kann eine Vorauszahlung bis zur Höhe der 

geschätzten Baukosten verlangt werden. 
 
(6) Der Aufwendungsersatz wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat 

nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
(7) Soweit Aufwendungen für die Herstellung von Grundstücksanschlussleitungen im 
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öffentlichen Verkehrsraum nicht in die beitragsfähigen Aufwendungen einbezogen 
worden sind, und die Anschlüsse noch nicht betriebsfertig hergestellt wurden, sind die 
Aufwendungen in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 

 
(8) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung von Grundstücksanschluss- 

leitungen, soweit sie außerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes verlegt werden, sind 
die Aufwendungen in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten, die vom 
Erstattungspflichtigen verursacht wurden. 

 
 
 
IV. Abschnitt: Inkrafttreten 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Neuwied über die Erhebung einmaliger Beiträge 

für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung und den Ersatz der Aufwendungen 
für Grundstücksanschlüsse vom 23. November 2001 außer Kraft: 

 
(3) Soweit Abgabenansprüche nach den auf Grund von Absatz 2 aufgehobenen Satzungen 

entstanden sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 
 
Funktionsbezogene Aufteilung von Kosten und Aufwendungen 
 
Bei der Aufteilung von Investitionsaufwendungen und investitionsabhängigen Kosten von im 
Mischsystem betriebenen Einrichtungsteilen werden folgende Vomhundertsätze zugrunde 
gelegt: 
 
 

Kostenstelle Schmutzwasser Niederschlagswasser 

          

1. Abwassersammelleitungen 40 v.H. 60 v.H. 

              

2. Grundstücksanschlüsse 55 v.H. 45 v.H. 
 
 
Der Anteil der Entwässerung von öffentlichen Verkehrsanlagen an den Investitionsaufwen- 
dungen und den investitionsabhängigen Kosten wird mit 35 v.H. der Aufwendungen und Ko- 
sten für die Niederschlagswasserbeseitigung angesetzt. 
 
 



Seite: 11  Entwässerungsbeitragssatzung 

(Das In-Kraft-Treten der Änderungssatzungen ist zu beachten). 
 
(1) eingefügt durch die 1. Satzung vom 01.03.2007 zur Änderung der Satzung der Servicebetriebe Neuwied – 
Anstalt des öffentlichen Rechts- (SBN) über die Erhebung von einmaligen Beiträgen für die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung in der Stadt Neuwied vom 17.12.2003 – Entwässerungsbeitragssatzung-. 
(In-Kraft-Treten: 23.12.2003)  
  

 
 
 
 
 

Stand: 01.03.2007 
 


